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Im Focus
Keine EEG-Umlagepflicht für Deutsche Flugsicherung Campus Langen 
Das Oberlandesgericht (OLG) Frankfurt am Main hat mit Urteil vom 09.06.2023 – 24 U 36/22 bestätigt, dass die Beklagte keine 
EEG-Umlage für die von ihr betriebene Stromerzeugungsanlage trotz Weiterverteilung an zwei Nutzer zahlen muss. Sie könne sich 
jedenfalls auf ein Leistungsverweigerungsrecht (§ 104 Abs. 4 EEG 2017) berufen.  
Die Klägerin verlangt als Übertragungsnetzbetreiberin die Zahlung einer EEG-Umlage für eine von der Beklagten betriebene Strom-
erzeugungsanlage auf dem Campus Langen, da mit dem hier erzeugten Strom zwei weitere Nutzer beliefert würden. Die Beklagte 
ist eine 100 %-ige Tochter der Deutschen Flugsicherung und betreibt für diese und eine gleichfalls auf dem Campus angesiedelte 
Nutzerin (hier: die Streitverkündeten) eine Stromerzeugungsanlage, die aus mehreren Turbinen und Netzersatzanlagen besteht. Die 
Beklagte macht geltend, dass die Streitverkündeten aufgrund geschlossener Medienverträge eine vollständige Kostentragung und 
Übernahme des wirtschaftlichen Risikos entsprechend ihren bei Abschluss der Verträge mitgeteilten und unveränderten Strombe-
darfen übernommen hätten und daher eigene Betreiber der Anlage seien.  
Nach Auffassung des OLG kann offenbleiben, ob die Streitverkündeten eigene Betreiber einer Stromerzeugungsanlage sind (§ 61a 
EEG 2017). Jedenfalls könnten sie sich auf ein Leistungsverweigerungsrecht nach § 104 Abs. 4 EEG 2017 berufen. Der Gesetzgeber 
habe hierbei wegen Unklarheiten der rechtlichen Zuordnung der Betreiber von Stromerzeugungsanlagen, die teilweise oder allein 
der Eigenversorgung dienten, eine Amnestieregelung geschaffen. Diese fingiere eine Betreiberstellung bei mehreren Betreibern 
 einer Anlage. Die Voraussetzungen für die Annahme einer solchen Betreiberstellung lägen hier vor. Die räumlich geschlossene An -
lage sei ausschließlich zum Zweck einer ausfallsicheren Versorgung der beiden Behörden konzipiert gewesen und eine Weiter -
leitung erzeugter Strommengen sei ebenso wie der Zukauf von Strommengen aus dem öffentlichen Leitungsnetz bei Betrieb der 
Stromerzeugungsanlage vollständig marginal. Zudem habe die Streitverkündete vertraglich die vollständige Übernahme des 
 Kostenrisikos und des wirtschaftlichen Risikos sowie der Bestimmung der Fahrweise der Anlage übernommen. 
Das Urteil ist nicht rechtskräftig.                                                                                                                                                     > DokNr. 23078015 

Preiserhöhungen trotz (eingeschränkter) Preisgarantie 
Das Landgericht (LG) Hamburg hat dem Energieversorger Fuxx-Die Sparenergie GmbH mit Urteil vom 30.03.2023 – 312 O 61/22 
verboten, Abschlagszahlungen für Stromlieferungsverträge ohne wirksame Preiserhöhungen anzuheben. Der Stromdiscounter 
 hatte trotz 24-monatiger Preisgarantie während der laufenden Abrechnungsperiode eine massive Erhöhung der Abschläge ange-
kündigt. Das hatte die Verbraucherzentrale Bundesverband (vzbv) gerügt. 
Fuxx hatte im Herbst 2021 Kunden per E-Mail mitgeteilt, dass sich ihr »monatlicher Zahlbetrag« wegen der »aktuellen Energiekri-
se« und den entsprechend gestiegenen Kosten ab dem kommenden Monat erhöhe. So sollte ein Kunde statt 69 Euro künftig 106 
Euro im Monat zahlen, ein anderer statt 103 Euro nun 180 Euro – obwohl das Abrechnungsjahr noch nicht vorbei war und der zu-
grunde gelegte Stromverbrauch geringer war als zuvor. Die Betroffenen hatten zudem Verträge mit einer eingeschränkten Preis -
garantie abgeschlossen. Danach waren Preiserhöhungen infolge gestiegener Strombeschaffungskosten 24 Monate lang ausge-
schlossen. 
Das LG Hamburg schloss sich der Auffassung des vzbv an, dass die Erhöhung der Abschlagszahlungen rechtswidrig war. Eine Preis-
erhöhung aufgrund gestiegener Kosten sei wegen der eingeschränkten Preisgarantie vertraglich nicht zulässig gewesen. Das Unter-
nehmen habe gegenüber seinen Kunden dagegen angegeben, dass es zur einseitigen Erhöhung der monatlichen Abschlagszahlun-
gen aufgrund der gestiegenen Beschaffungskosten berechtigt war. Das sei unwahr und irreführend gemäß §§ 3 und 5 UWG i.V.m. 
§ 41b Abs. 3 EnWG, so das Gericht. 
Das Urteil ist rechtskräftig. 
                                                                                                                                                                                                                  > DokNr. 23078016 
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